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Analyse zum türkischen Verfassungsreferendum

WasistFreiheit?Undwieschütztmansie?
Ja, eshatoffensichtlichUnre-
gelmässigkeitengegeben
beimtürkischenReferendum
zumkünftigen Politsystem.Nur
schon, dass eine sowichtige
Weichenstellung imAusnahme
zustand vollzogenwurde, ist
eigentlich ein demokratiepoliti
scher Skandal. Ganz abgesehen
von denTricksereien an den
Urnen,wie sie von internationa
lenBeobachtern festgestellt
worden sind.Die Türkeiwandelt
sich anscheinend zur Autokratie.

Werhättedasgedacht, als
Erdogan–nochvorzehn
Jahren – inWesteuropa für
viele als die personifizierte
Hoffnung für eine europäisch
geprägteModernisierung seines
Landes galt? So sehr kannman
sich täuschen! So schnell kann
sich die Entwicklung vonLän
dern undMenschen verändern!
Nach Jahrenmit eindrücklichem
Wachstumhat sich in der Türkei
mittlerweile vieles verändert. In
der islamischenWelt desNahen
undMittlerenOstens ist es zu
einer religiösenRenaissancemit
schlimmenAuswüchsen ge
kommen.Diese Entwicklung hat
die Türkei in ihrer Lage an der
Nahtstelle vonWest undOst in
besonderemMasse berührt.
Aussenpolitisch ist das Land
zudem in seinemBemühen um
Aufnahme in denKreis der EU
aufgelaufen. In Brüssel, in Berlin
und anderswo inWesteuropa hat
man kein Interesse (mehr) an
einemEU-MitgliedTürkei.

RecepErdoganhat sichent-
sprechendneuorientiert.Aus
demModernisierer ist ein
islamischnationalistischer
Hetzer geworden. Alles für die
Macht. Und prompt hat er davon
jetztmehr als zu Zeiten, als er in
Westeuropa hofiertwurde.Was
europäischeBeobachter des
Urnengangs in der Türkei
besonders schockiert, ist die
Tatsache, dass viele türkische
Immigranten inWesteuropa für
Alleinherrschaft in der Türkei
votiert haben.Nicht umsonst

sind es Länderwie Frankreich,
Deutschland oder Belgien,wo
Exiltürkenmehrheitlich für
Erdogans sogenanntes Präsi
dialsystemvotiert haben. Es
sind Länder, welche in besonde
remMassemit Integrationspro
blemen kämpfen. In der Schweiz
hingegenwar eineMehrheit
der stimmberechtigtenTürken
gegenErdogansMacht
anspruch, auch dank vieler
Kurden. Aber auch bei uns gab
es einen bemerkenswerten
JaAnteil von fast 40Prozent.

Promptwirdbeiuns jetzt
öffentlichnachgedachtüber
Möglichkeiten, Immigranten
vermehrt in die Pflicht zu neh
men.Getreu derDevise:Wer
von derDemokratie profitiert,
muss selber zu ihr stehen. So
formulierte der «Blick» letzte
Woche einen«Vertrag für
Integration» in fünf Punkten.

Und etliche Politiker lieferten
umgehend verbale Begleit
munition. «Jeder verteidigt die
Freiheit» steht zumBeispiel in
Punkt 4 dieses «Vertrages».
Nur:Machendas denn alle
Schweizer?Und ist es imEinzel
fall immer klar, was für oder
gegen die Freiheit spricht?

Nichtumsonstbestreiten
offizielleStimmen inder
Türkeiwie auch türkische
Befürworter in der Schweiz, dass
es beimSystemumbau um
Demokratieabbau gehe. Statt
dessen soll das politische System
effizienterwerden.Wünschte
sich nicht auchmancherDemo
krat inWesteuropa grössere
Reformkraft,mehr politische
Effizienz? Auch bei uns sind
schon kritische Fragen gestellt
worden imSpannungsfeld von
Demokratie undEffizienz,
namentlich aus derWirtschaft.

Umsoschwieriger ist es für
uns,dieSystemveränderung
inderTürkei aufderKlaviatur
der politischenBegrifflichkeiten
zu bekämpfenDieTürkei ist ein
souveräner Staat. In derWahl
ihrerMittel zur Bewältigung
ihrer Probleme imLandesinnern
ist sie grundsätzlich frei. Und in
ihrer geografischen Scharnier
funktion ist und bleibt sie ein für
denKontinent strategisch
wichtiger Partner. FürWesteuro
pa bedeutet das konkret, dass
derDialogmit der Türkei ge
pflegtwerdenmuss, nicht zur
Belehrung, sondern imBemü
hen umLösungen für gemeinsa
meHerausforderungen.Natür
lich auch in der Flüchtlingsfrage.

Und doch muss es möglich
sein, wertepolitisch Farbe zu
bekennen, namentlich dann,
wenn es umdie Spielregeln bei
uns geht. Dochwie eierten sie

in Brüssel in diesen Tagen
wieder herum, nachdemdas
offizielle Abstimmungsergebnis
in Ankara bekannt war! Statt
dessen hätteman ohne Polemik
daran erinnern können, welche
politischenGrundwerte in
Westeuropa die unverzichtbare
gemeinsame Basis bilden. Auch
wenn das dann halt etwas
undiplomatisch bedeutet: Euer
System ist eure Sache. Aber bei
uns inWesteuropa kommen
autokratische Systeme nicht in
Frage.Wir werdenmit der
türkischen Regierungweiterhin
nach sinnvoller Zusammen
arbeit für gemeinsameAnlie
gen streben. Aber die Voraus
setzungen für Beitrittsverhand
lungenmit der EU sind nicht
mehr erfüllt. Seit 1949 ist die
Türkei imÜbrigenMitglied des
Europarats. Und der Europarat,
mehr als die erst später aufs
Gleis gebrachte EU, gilt als die

institutionelleWiege der euro
päischenGrundwerte wie
Menschenrechte, Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit. Aber hat
man in Strassburg oder in
westeuropäischenHauptstäd
ten nun denMut aufgebracht,
dieMitgliedschaft der Türkei in
diesem«Club» zu überprüfen?

Schliesslich kann die aktuelle
Erfahrung mit der Türkei
auch bei uns in der Schweiz
Erkenntnisgewinn bringen.
Jedenfalls zeigt das Abstim
mungsverhalten vieler Türken
auch bei uns exemplarisch: Bei
all jenen, die zu uns kommen
und hier lebenwollen oder
vielleicht sogar den Schweizer
Pass anstreben, heisst es genau
hinschauen.Was hatman einst
gelacht über den Film«Die
Schweizermacher»mitWalo
Lüond in seiner grandios pedan
tischenRolle! GenauesHin
schauen bei der Integration aber
ist nicht nur nicht bünzlig,
sondern imZeitalter der Globa
lisierungmit all ihrenWertebrü
chen unverzichtbar geworden.

Ganzabgesehendavon,dass
wir selberwiederkontrover-
serdebattierensollten,wenn
es umdie Stärken und Schwä
chen unseres Systems geht.Was
lange Zeit selbstverständlich
schien, ist es heutewomöglich
nichtmehr. Auch bei uns schei
nen jedenfallsmanche ihre
Zweifel zu haben an der Funk
tionsfähigkeit derDemokratie,
zumBeispiel imUmgangmit
Fragen von Sicherheit oder
Effizienz. Umsomehr solltenwir
wieder dieDebatte umunsere
Grundwerte pflegen. Auch
unsereDemokratiewill immer
wieder neu erstritten sein.

Thomas Bornhauser

Anhänger des türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdogan in Deutschland. Bild: Wolfgang Rattay/Reuters (Oberhausen, 18. Februar 2017)

OSZE-Mitarbeiter bei
Minenexplosion getötet

Ukraine Ein OSZE-Beobachter
ist lautÖsterreichsAussenminis
ter Sebastian Kurz gestern in der
Ukrainegetötetworden.Einwei
teres Mitglied sei verletzt wor
den, teilteder aktuelleVorsitzen
de der Organisation für Sicher
heit und Zusammenarbeit in
Europa auf Twittermit.

Das Auto der Beobachter sei
bei einem Einsatz im Separatis
tengebiet Luhansk über eine
Landmine gefahren und habe
eineExplosionausgelöst,melde
tedieAgentur Interfax.BeimTo
tenhandle es sichumeinenAme
rikaner, die verletzte Person sei
eineFrauausDeutschland, sagte
einSprecherdesösterreichischen
Aussenministeriums der Nach
richtenagentur DPA in Wien.
«Der Tod eines Kollegen ist ein
Schock für die ganze OSZE»,
schrieb Kurz auf Twitter. Der
konservative Politiker forderte
volle Aufklärung.

Der Vorfall ereignete sich in
der Nähe der Ortschaft Prischib
nordwestlich der Grossstadt Lu
hansk.DieAufständischenmach

ten die ukrainische Armee für
den Vorfall verantwortlich. Aus
Kiew lagzunächst keineStellung
nahme vor.

Brüchige
Waffenruhe

Die OSZE beobachtet den Kon
flikt imDonbass zwischenukrai
nischem Militär und prorussi
schen Separatisten mit fast 600
Mitarbeitern. Seit Anfang April
war es nach einer Waffenruhe
zum Osterfest etwas ruhiger ge
worden.Dennochgabes fast täg
lichBerichteüberKämpfe. Inden
vergangenen Jahren hatte die
OSZE vereinzelt über Beschuss
ihrerBeobachter imKriegsgebiet
berichtet. Die Umsetzung eines
unter Vermittlung Deutschlands
ausgehandelten Friedensplans
kommtseitMonatennicht voran.
Teil des Plans ist auch der Abzug
schwerer Waffen von der Front,
den die OSZE unter anderem
überwachen soll. Seit Beginn
des Konflikts im April 2014 wur
den nach UNO-Angaben rund
10000Menschen getötet. (sda)

Labour-Chef Corbyn
verspricht vier Feiertage

Grossbritannien Im Kampf um
Wählerstimmenhat derChefder
britischenLabourPartei, Jeremy
Corbyn, den Briten gestern vier
weiteregesetzlicheFeiertagever
sprochen – unter der Vorausset
zung, dass sie ihn bei der vor
gezogenen Neuwahl am 8. Juni
zumPremierministerwählen. So
könnten die Briten «mehr Zeit
mitderFamilie verbringen», sag
te Corbyn. Ausserdem solle mit
den zusätzlichen Feiertagen das
gespaltene Land geeint werden.
Selten sei das aus Schottland,
England, Nordirland und Wales
bestehende Vereinigte König
reich sogeteiltwordenwiedurch
die «verhängnisvolle Politik der
konservativen Regierung».

Anders alsPremierministerin
Theresa May wolle Labour das
Land nicht spalten, sondern
«unsere vier Nationen einen»,
sagte Corbyn. Die neuen Feier
tage sollen andie Schutzheiligen
der Landesteile erinnern:
St. Davids wird am 1. März ge
dacht, St.Patricks am 17. März,
St.Georges am 23. April und

St.Andrews am 30. November.
Die Feiertage sind in den briti
schen Regionen unterschiedlich
geregelt. Gegenwärtig gibt es in
Grossbritannienacht gesetzliche
Feiertage.

Angstvor
Brexit-Folgen

DasknappeBrexitVotumimver
gangenen Juni hatte den schotti
schenBestrebungen für eineUn
abhängigkeit vom Vereinigten
KönigreichneuenAuftrieb gege
ben. Bei den vorgezogenenNeu
wahlen am 8. Juni will sich Pre
mierministerin May eine starke
parlamentarische Mehrheit und
damit Rückendeckung für ihren
BrexitKurs sichern.

In den Umfragen liegt sie
deutlich vor Corbyn. Gestern
kam eine Erhebung für die Zei
tung«DailyMail» zudemErgeb
nis, dass sich erstmals seit 1951
mehr als 50 Prozent der Befrag
ten für die Konservativen aus
sprechen. Labour erreichte da
gegen nur Zustimmungswerte
von 25 Prozent. (sda)

AfD ziehtmit Gauland und
Weidel in Bundestagswahl

Deutschland Die AfD zieht mit
demstellvertretendenParteichef
Alexander Gauland und Vor
standsmitglied Alice Weidel als
Spitzenkandidaten in den Bun
destagswahlkampf. Für das Duo
stimmtengesternbeimParteitag
inKölnknapp68ProzentderDe
legierten.ParteichefinFraukePe
tryhattenach ihrerNiederlagebei
der Debatte um die Ausrichtung
derPartei amSamstagbekräftigt,
sie stehe nicht für eine Spitzen
kandidatur zur Verfügung.

Gauland, Ehrenvorsitzender
der AfD in Brandenburg auf Le
benszeit, zählt zudenUnterstüt
zern des Thüringer Parteichefs
und Rechtsauslegers Björn Hö
cke. Petry hatte nachdessenum
strittenerRede imJanuar einPar
teiausschlussverfahren in Gang
gesetzt, das Gauland ablehnt.
Höcke hatte sich abfällig über
das HolocaustMahnmal in Ber
lin geäussert.

Weidelwurde langeZeit dem
PetryLager zugerechnetundver
suchte sich als Finanz undWirt
schaftsexpertin zu etablieren. In

der Frage des Umgangs mit der
Eurokrisegerieten sieundPartei
chef JörgMeuthen jedoch anein
ander.Weidel verschärfte zuletzt
ihre öffentliche Islamkritik. So
wirft sie etwademZentralrat der
Muslimevor, sich«nie glaubhaft
vonder SteinzeitScharia und re
ligiösemFundamentalismusdis
tanziert» zu haben.

Programm
verabschiedet

Gestern Mittag hat die AfD ihr
Wahlprogrammbeschlossen,mit
demsie in fünfMonatenerstmals
in den Bundestag einziehen will.
DieDelegiertenverabschiedeten
mit grosser Mehrheit das Pro
gramm, mit dem sich die Partei
imWahlkampf rechts von CDU/
CSU positioniert. Die AfD setzt
auf rigorose Massnahmen in der
Flüchtlingspolitik, sie will unter
anderem eine jährlicheMindest
abschiebequote und ist gegen
Familiennachzug. Kriminelle
Migranten sollen ausgebürgert
werden.BekräftigtwirdderAnti
islamkurs der Partei. (sda)
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